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- Drucksache 14/2612 - 


Reform des Tarifvertragsrechts 


A. Problem 

Nach wie vor herrscht in Deutschland eine dramatisch hohe Arbeitslosigkeit. 
Zu ihren Ursachen gehört nach Auffassung der einbringenden Fraktion insbe- 
sondere das geltende Tarifvertragssystem. Die kleinen und mittleren Betriebe 
als das Rückgrat der Wirtschaft schafften mehr als 80 % aller neuen Ausbil- 
dungsplätze und mehr als 60 % aller neuen Arbeitsplätze. Die Dynamik dieser 
Betriebe müsse daher mit dem Ziel der Schaffung neuer Arbeits- und Ausbil- 
dungsplätze gestärkt werden. Das überkommene Tarifvertragssystem werde 
den Anforderungen der modernen Arbeitswelt nicht mehr gerecht und sollte 
daher geändert werden. 


B. Lösung 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion der F.D.P. die Ablehnung des Antrags. 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags oder von Teilen desselben. 


D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 14/2612 abzulehnen. 


Berlin, den 5. Februar 2001 


Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung 

Doris Barnett Heinz Schemken 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Heinz Schemken 


I. Überweisung, Voten der mitberatenden 
Ausschüsse und Abstimmungsergebnis im 
federführenden Ausschuss 

Der Antrag auf Drucksache 14/2612 ist in der 140. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 7. Dezember 2000 an den 
Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung zur federführen- 
den Beratung und an den Innenausschuss, den Rechtsaus- 
schuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie, den 
Ausschuss für Gesundheit, den Ausschuss für Angelegen- 
heiten der neuen Länder sowie den Ausschuss für Kultur 
und Medien zur Mitberatung überwiesen worden. 

Der Innenausschuss hat den Antrag in seiner 50. Sitzung 
am 24. Januar 2001 beraten und mit der Mehrheit der Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Stimmenthaltung der 
Mitglieder der Fraktion der PDS empfohlen, den Antrag ab- 
zulehnen. 

Der Rechtsausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sitzung 
am 24. Januar 2001 beraten und mit der Mehrheit der Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der F.D.P. und zweier Vertreter der Fraktion der 
CDU/CSU bei Stimmenthaltung der übrigen Mitglieder der 
Fraktion der CDU/CSU empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den 

Antrag in seiner 45. Sitzung am 24. Januar 2001 beraten 
und mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen 
die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der F.D.P. bei 
Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion der CDU/ 
CSU empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Gesundheit hat in seiner 75. Sitzung 
am 24. Januar 2001 beschlossen, von der Mitberatung des 
Antrags abzusehen. 

Der Ausschuss für Angelegenheiten der neuen Länder 

hat den Antrag in seiner 53. Sitzung am 24. Januar 2001 be- 
raten und mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Stimme des Mitglieds der Fraktion der PDS gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU und des 
Mitglieds der Fraktion der F.D.P. empfohlen, den Antrag ab- 
zulehnen. 

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat den Antrag in 
seiner 47. Sitzung am 24. Januar 2001 beraten und mit der 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen 
die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der F.D.P. empfoh- 
len, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung hat den An- 
trag in seiner 77. Sitzung am 24. Januar 2001 beraten und 
abgeschlossen. Im Ergebnis der Beratungen wurde der An- 
trag mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 


PDS gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
F.D.P. abgelehnt. 

II. Wesentlicher Inhalt des Antrags auf 
Drucksache 14/2612 

Der Antrag geht davon aus, dass das überkommene Tarif- 
vertragssystem den Anforderungen der modernen Arbeits- 
welt nicht mehr gerecht werde. 

Das TarifVertragsrecht soll daher geändert werden. Dazu 
soll u. a. 

- § 1 Abs. 1 Tarifvertragsgesetz um die Zielvorgabe er- 
gänzt werden, dass der Tarifvertrag die Beschäftigungs- 
erhaltung und -förderung zu beachten habe und 

- § 77 Abs. 3 Betriebsverfassungsgesetz in der Weise ge- 
ändert werden, dass alle Vereinbarungen auf betrieb- 
licher Ebene zwischen Unternehmen und Belegschafts- 
vertretung möglich seien, die freiwillig geschlossen 
werden und denen 75 % der abstimmenden Mitarbeiter 
des Unternehmens zugestimmt hätten. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Drucksache 14/2612 
verwiesen. 


III. Ausschussberatungen 

Einig war sich der Ausschuss darüber, dass die Tarifauto- 
nomie ein wesentlicher Bestandteil des deutschen Wirt- 
schaftssystems ist. Diskutiert wurde darüber, ob der von der 
Fraktion der F.D.P. vorgelegte Antrag tatsächlich eine Wei- 
terentwicklung des Tarifvertragssystems darstellt. 

Die Mitglieder der Fraktion der F.D.P. betonten, dass sich 
trotz günstiger konjunktureller Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt zu wenig getan habe. Als Ursache sei u. a. das 
bestehende Tarifvertragssystem, das insbesondere den Be- 
dingungen kleiner und mittlerer Unternehmen nicht mehr 
gerecht werde, anzusehen. Die Tarifautonomie müsse erhal- 
ten bleiben, jedoch seien Änderungen am überkommenen 
Tarifvertragssystem erforderlich. Die restriktive und be- 
schäftigungsfeindliche Rechtsprechung von Arbeitsgerich- 
ten habe zu einem Tarifvertragsrecht geführt, das Arbeitslo- 
sigkeit statt Beschäftigung produziere. Daher solle das Ziel 
der Beschäftigungserhaltung und -förderung in § 1 Tarif- 
vertragsgesetz festgeschrieben werden. Die Bindungswir- 
kung von § 3 Abs. 3 Tarifvertragsgesetz sollte befristet 
werden. Das Günstigkeitsprinzip gemäß § 4 Abs. 3 Tarif- 
vertragsgesetz sollte erweitert werden. Die Allgemeinver- 
bindlicherklärung von Tarifverträgen sollte abgeschafft 
werden. Ferner soll verhindert werden, dass Gewerkschaf- 
ten gegen betrieblich ausgehandelte Vereinbarungen kla- 
gen können. Die Verkrustungen im Arbeitsrecht sollten 
insgesamt abgebaut werden. Auch von der Regierung ein- 
gesetzte Sachverständige hätten sich in dieser Richtung ge- 
äußert. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD vertraten die Ansicht, 
dass die Arbeitslosigkeit auf Grund der richtigen Politik der 
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Bundesregierung zurückgehe. Die Fraktion der F.D.P. liege 
mit ihrer Vermutung, die Tarifverträge seien an der Arbeits- 
losigkeit schuld, falsch. Vielmehr mache das Lob des Sach- 
verständigenrates über die letzten Tarifabschlüsse deutlich, 
dass die Tarifvertragsparteien auf dem richtigen Weg seien. 
Gesetzliche Öffnungsklauseln verlagerten die Auseinander- 
setzungen nur auf die Betriebsebene. Damit würde die Ta- 
rifautonomie als wesentlicher Bestandteil der Demokratie 
ihrer Funktion enthoben. Für viele betrieblich schwierige 
Situationen trage das Management die Verantwortung: Es 
sei daher sozial ungerecht, die Arbeitnehmerschaft durch 
Lohnverzicht für Managementfehler in Anspruch zu neh- 
men. Wichtig sei die Möglichkeit, Sanierungstarifverträge 
aushandeln zu können. Die Forderung nach Veränderung 
des Günstigkeitsprinzips gehe fehl, da sie die zwingende 
Wirkung von Tarifnormen auf dem Umwege aushebele. Die 
Allgemeinverbindlicherklärungen sollen die sozialen Min- 
deststandards sichern und dürften daher nicht abgeschafft 
werden. Gesicherte Arbeitsverhältnisse seien Voraussetzung 
für eine lebendige Demokratie. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU betonten, an 
den Grundsätzen der Tarifpartnerschaft und der Tarifauto- 
nomie dürfe nicht gerüttelt werden. Diese seien ein hohes 
soziales und gesellschaftliches Gut. Die Forderung nach ei- 
ner Änderung des Günstigkeitsprinzips gehe in die richtige 
Richtung. Es komme aber darauf an, eine Modifikation vor- 
zunehmen, die die Tarifautonomie beachte und gleichzeitig 
beschäftigungssichernde Standortvereinbarungen zulasse. 


Mit einer Abschaffung der Allgemeinverbindlichkeit wür- 
den die Tarifverträge praktisch beseitigt. Der Antrag werde 
daher abgelehnt. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hielten den Antrag der Fraktion der F.D.R in vielen Punkten 
für falsch. Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt sei ein- 
deutig positiv: Es gebe eine Zunahme an neuen Beschäfti- 
gungsverhältnissen. Viele Personen aus der „stillen Re- 
serve“ hätten nunmehr in feste Beschäftigungsverhältnisse 
gewechselt. Die vorgeschlagenen Veränderungen in § 77 
Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes könnten in keiner 
Weise unterstützt werden. 

Die Mitglieder der Fraktion der PDS lehnten den Antrag 
als eine Demontage des deutschen Tarifsystems ab. Eine 
zunehmende Anzahl vollerwerbstätiger Arbeitnehmer - be- 
sonders Frauen - lebe trotz des auf tarifvertraglicher Basis 
gezahlten Entgelts bereits unter der Armutsgrenze und be- 
nötige dann ergänzend Sozialhilfeleistungen. Die Behaup- 
tung, das Tarifsystem sei zu starr, treffe nicht zu: ln den 
Tarifverträgen gebe es Härtefallklauseln für den drohenden 
Fall von Insolvenzen. Besonders in Ostdeutschland gebe 
es ferner Mittelstandsklauseln, die insbesondere mittel- 
ständischen Betrieben helfen sollen. Darüber hinaus gebe 
es „Entgeltkorridore“, die z. B. in der westdeutschen Che- 
mie eine Absenkung des Entgeltes um lOv. H. zuließen. 
Solche und ähnliche Regelungen ließen ausreichend 
Flexibilität zu. 


Berlin, den 5. Februar 2001 


Heinz Schemken 

Berichterstatter 
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